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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 
§ 18 BremHG1 Ausschreibung von und Berufung auf Professuren und Junior-
professuren 
(1) Die Rektorin oder der Rektor entscheidet unter Beachtung der Ziel- und Leis-
tungsvereinbarung über die Besetzung oder Wiederbesetzung der Stellen für Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer und schreibt sie im Einvernehmen mit der Se-
natorin für Wissenschaft und Häfen überregional und nach Maßgabe der Bedeutung 
der Stelle auch international aus. 
(2) Im Einvernehmen mit der Senatorin für Wissenschaft und Häfen kann von einer 
Ausschreibung abgesehen werden, wenn 
1. ein Professor oder eine Professorin in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder in 

einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf dieselbe Professur in einem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden soll, 

2. ein Juniorprofessor oder eine Juniorprofessorin, dessen oder deren herausra-
gende Eignung, Leistung und Befähigung festgestellt worden ist, auf eine Pro-
fessur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll, 

3. ein Juniorprofessor oder eine Juniorprofessorin in einem Beamtenverhältnis auf 
Zeit oder in einem befristeten Angestelltenverhältnis auf eine Professur in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftigungs-
verhältnis berufen werden soll, weil er oder sie ein entsprechendes Einstellungs-
angebot eines anderen Dienstherrn oder ein vergleichbares Angebot eines Ar-
beitgebers nachweisen kann, 

4. einem hauptamtlichen Mitglied des Rektorats eine Berufung auf eine Professur 
nach Beendigung seiner Amtszeit angeboten wird, 

5. ein Professor oder eine Professorin in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
nach der Besoldungsgruppe W 2 der Bremischen Besoldungsordnung in ein sol-
ches nach der Besoldungsgruppe W 3 überführt werden soll, weil er oder sie ein 
entsprechendes Einstellungsangebot eines anderen Dienstherrn oder ein ver-
gleichbares Angebot eines Arbeitgebers nachweisen kann, 

6. mit Zustimmung der Senatorin für Wissenschaft und Häfen eine gemeinsame 
Berufung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen nach § 20 durchge-
führt wird und eine ausgewiesene Leitungspersönlichkeit der beteiligten For-
schungseinrichtung zur Professorin oder zum Professor berufen werden soll, die 
oder der die Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 116 Absatz 3 bis 6 des Bre-
mischen Beamtengesetzes erfüllt und durch ein an das Berufungsverfahren 
nach § 18 Absatz 7 Satz 2 angelehntes Begutachtungsverfahren die hervorra-
gende Leistung, Eignung und Befähigung in fachlicher und pädagogischer Hin-
sicht festgestellt ist, 

7. eine Professur besetzt werden soll, die durch ein überregionales Förderpro-
gramm finanziert wird, dessen Vergabebestimmungen ein eigenes Bewerbungs- 
und Begutachtungsverfahren vorsehen, das die erforderliche wissenschaftliche 
Qualität sicherstellt. 

(3) Für die Berufung von Vertretungs- und Gastprofessoren und -professorinnen ist 
eine Ausschreibung nicht erforderlich. 
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(4) Die Hochschulen regeln durch Satzung das Nähere zu den Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3, insbesondere zu Ausschreibung, Ausschreibungsverzicht, verbind-
lichen Zusagen nach § 18a, Strukturen, Verfahren sowie zu Einhaltung und Nach-
weis von Qualitätsstandards. 
(5) Die Hochschulen regeln das Verfahren für die Aufstellung eines Berufungsvor-
schlages durch Satzung. 
(6) 1Die Hochschulen sichern eine angemessene Beteiligung der betroffenen Fach-
bereiche oder sonstigen Organisationseinheiten, aller Gruppen nach § 5, wobei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Technik und Verwaltung nur beratende Stimme 
zukommt, die Beteiligung von Frauen in der Regel zu 50 vom Hundert der stimmbe-
rechtigten Mitglieder, davon mindestens eine Hochschullehrerin, sowie den ange-
messenen Einfluss der Hochschullehrergruppe auf die Entscheidung. 2Sie sollen 
sich bemühen, soweit das der Bewerbungslage angemessen ist, eine gleiche Zahl 
von Kandidatinnen und Kandidaten auf die Berufungsliste zu setzen. 3Die Auswahl 
nach Leistung, Eignung und Befähigung ist zu wahren. 4In der Regel sind Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer aus anderen Fachbereichen, Organisationseinhei-
ten, Hochschulen oder außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu beteiligen. 
(7) 1Es ist eine angemessene Frist von der Ausschreibung bis zur Vorlage des Be-
rufungsvorschlages an das Rektorat vorzusehen. 2Die Satzung sieht Regelungen 
vor, die eine gutachterlich gestützte Begründung des Berufungsvorschlages unter 
Würdigung der fachlichen, pädagogischen und sonst erforderlichen Eignung und 
Leistung unter angemessener Leistungsbewertung im Bereich der Lehre zur Erfül-
lung der Aufgaben nach § 4 sichern sowie die Bedingungen für ein Abweichen von 
der Vorlage einer Dreier-Liste festlegen. 3Die Frauenbeauftragte hat das Recht zur 
Stellungnahme zum Berufungsvorschlag. 4Diese ist dem Rektorat vorzulegen. 5Das 
Rektorat soll den Berufungsvorschlag zurückverweisen, wenn die Frauenbeauf-
tragte eine Verletzung des Gleichberechtigungsauftrages nach § 4 Absatz 2 geltend 
macht. 6In derselben Angelegenheit ist die Rüge nach Satz 5 nur einmal zulässig. 
7Soweit das Berufungsrecht nicht gemäß Absatz 10 auf das Rektorat der Hochschule 
übertragen ist, ist die Stellungnahme der Frauenbeauftragten dem Berufungsvor-
schlag der Hochschule an die Senatorin für Wissenschaft und Häfen beizufügen. 
(8) 1Das Rektorat kann den ihm nach Maßgabe des in der Satzung der Hochschule 
geregelten Berufungsverfahrens vorgelegten Berufungsvorschlag übernehmen und 
an die Senatorin für Wissenschaft und Häfen weiterleiten. 2Es kann den Vorschlag 
mit geänderter Reihenfolge weiterleiten, wenn es zuvor dem nach der Satzung zu-
ständigen Gremium Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat. 3Es kann gegen-
über dem betroffenen Fachbereich oder der Organisationseinheit Bedenken äußern 
und Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb von vier Wochen geben, ein verglei-
chendes oder ergänzendes Gutachten einholen oder das Verfahren abbrechen und 
eine erneute Ausschreibung nach den Vorschriften dieses Gesetzes einleiten. 
(9) 1Die Berufung erfolgt auf Grund des Berufungsvorschlages des Rektorats der 
Hochschule durch die Senatorin für Wissenschaft und Häfen in der Regel innerhalb 
von sechs Wochen nach Vorlage des ordnungsgemäßen Berufungsvorschlages. 
2Aus Gründen, die nicht auf die Beurteilung der fachlichen Qualifikation des Bewer-
bers oder der Bewerberin gestützt sind, kann die Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen von der Reihenfolge des Vorschlags des Rektorats der Hochschule abwei-
chend die Berufung vornehmen. 3Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen kann 
den Berufungsvorschlag an das Rektorat zurückgeben und begründete Bedenken 
geltend machen sowie die Einholung von vergleichenden Gutachten verlangen und 
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die erneute Vorlage eines Berufungsvorschlages unter Berücksichtigung der geltend 
gemachten Bedenken innerhalb einer angemessenen Frist verlangen. 4Werden die 
Bedenken nicht hinreichend berücksichtigt, ein Gutachten nicht eingeholt oder die 
gesetzte Frist nicht eingehalten, kann die Senatorin für Wissenschaft und Häfen von 
dem Berufungsvorschlag abweichend eine Berufung vornehmen. 
(10) 1Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen kann den Rektoraten der Hochschu-
len das Recht einräumen, die Berufungen eigenständig durchzuführen, wenn ge-
währleistet ist, dass die Berufungsverfahren ordnungsgemäß und rechtssicher 
durchgeführt werden. 2Die Übertragung des Berufungsrechts kann befristet und mit 
Auflagen versehen werden. 3Die Übertragung kann widerrufen werden, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nach den Feststellungen der Senatorin für Wissen-
schaft und Häfen nicht mehr erfüllt werden. 4Den Rektoraten der Hochschulen ist vor 
dem Widerruf Gelegenheit zur Stellungnahme binnen einer Frist von vier Wochen 
zu geben. 
(11) Die Ausschreibung und Berufung auf eine erste Professorenstelle erfolgt in ein 
Beamtenverhältnis auf Zeit oder in ein befristetes Angestelltenverhältnis, wenn die 
Hochschule und die Senatorin für Wissenschaft und Häfen dies im Einvernehmen 
vorsehen. 
(12) Wird bei der Berufung von Gast- oder Vertretungsprofessoren oder -professo-
rinnen ein Berufungsverfahren durchgeführt, kann von der Vorlage einer Dreier-Liste 
abgesehen werden. 
(13) 1Bei der Berufung von Professorinnen und Professoren können die Mitglieder 
der eigenen Hochschule nur unter den Voraussetzungen des Satzes 2 berücksichtigt 
werden. 2Eine Berufung von Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen 
kann erfolgen, wenn herausragende Leistungen in Lehre oder Forschung nachge-
wiesen sind, die Bestenauslese es erfordert oder ein Ruf von einer anderen Hoch-
schule erteilt wurde. 3Bei der Berufung auf eine Professur können Juniorprofessoren 
und Juniorprofessorinnen der eigenen Hochschule nur dann berücksichtigt werden, 
wenn sie nach der Promotion die Hochschule gewechselt hatten oder mindestens 
zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. 
(14) 1Berufungs- und Bleibeverhandlungen führen die Senatorin für Wissenschaft 
und Häfen und die Hochschule gemeinschaftlich, im Fall der Übertragung des Beru-
fungsrechts auf das Rektorat nach Absatz 10 die Hochschule; die Entscheidung über 
die Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge trifft die Hochschule. 2Die Verhandlungen 
über die Ausstattung einschließlich der Ausstattung von Juniorprofessuren mit einer 
Zusage nach § 18a Absatz 1 führt der Rektor oder die Rektorin unter Beteiligung des 
oder der zuständigen Fachbereiche oder Organisationseinheiten. 3Zusagen über die 
Ausstattung des vorgesehenen Aufgabenbereichs dürfen nur angemessen befristet, 
höchstens jedoch für fünf Jahre, gegeben werden und stehen unter dem Vorbehalt, 
dass die längerfristige Entwicklungsplanung der Hochschule oder die Ziel- und Leis-
tungsvereinbarung nach § 105a keine grundlegende Veränderung hinsichtlich des 
vorgesehenen Aufgabenbereichs vornimmt und ausreichende Haushaltsmittel vor-
handen sind. 
 
§ 20 BremHG Gemeinsames Berufungsverfahren 
(1) Ist mit der ausgeschriebenen Professur die Übernahme einer Leitungsfunktion in 
einer staatlichen oder staatlich geförderten Forschungseinrichtung verbunden, wird 
ein gemeinsames Berufungsverfahren der Hochschule und der Forschungseinrich-
tung durchgeführt. 
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(2) 1Es wird ein gemeinsames Gremium gebildet, das seinen Berufungsvorschlag 
dem Rektorat der Hochschule und dem satzungsgemäß zuständigen Leitungsorgan 
der Forschungseinrichtung zur Entscheidung und zum weiteren Verfahren nach § 18 
und § 18a vorlegt. 2Das gemeinsame Gremium gibt dem beteiligten Fachbereich 
oder dem auf der Grundlage von § 13a sonst zuständigen Organ vorab Gelegenheit, 
binnen einer Frist von in der Regel zwei Wochen zu dem Berufungsvorschlag Stel-
lung zu nehmen. 
(3) Die Berufungsordnung der Hochschule sichert für das gemeinsame Berufungs-
verfahren durch geeignete Bestimmungen, dass in dem Berufungsgremium der be-
troffene Fachbereich oder die betroffenen Fachbereiche oder die sonstigen Organi-
sationseinheiten angemessen vertreten sind. 
(4) 1In dem gemeinsamen Berufungsgremium muss die Vertretung der Gruppe der 
Hochschullehrerschaft der Hochschule und diejenige Vertretung der Forschungsein-
richtung, die der Hochschullehrerschaft nach Funktion und Qualifikation gleichzuset-
zen ist, gemeinsam über die Mehrheit der Stimmen verfügen. 2Die Berufungsord-
nung der Hochschule sichert für das gemeinsame Berufungsverfahren durch geeig-
nete Bestimmungen, dass in dem Berufungsgremium Vertreter des oder der be-
troffenen Fachbereiche oder sonstigen Organisationseinheiten angemessen vertre-
ten sind. 
(5) 1Der gemeinsame Berufungsvorschlag ist entsprechend der Beschlussfassung 
des Rektorats der Hochschule und des Leitungsorgans der Forschungseinrichtung 
an die Senatorin für Wissenschaft und Häfen weiterzuleiten. 2Ist das Berufungsrecht 
nach § 18 Absatz 10 auf die Hochschule übertragen, entscheidet das Rektorat der 
Hochschule auf der Grundlage des gemeinsamen Berufungsvorschlags über die Be-
rufung. 
(6) Nach Maßgabe einer für den Einzelfall oder allgemein als Kooperationsverein-
barung abzuschließenden vertraglichen Regelung zwischen der Hochschule und der 
Forschungseinrichtung kann mit Zustimmung der Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen von den Bestimmungen des § 18 und § 18a abgewichen werden. 
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten vorbehaltlich des Landesrechts der weiteren beteilig-
ten Hochschule entsprechend, wenn die ausgeschriebene Professur eine Koopera-
tionsprofessur mehrerer Hochschulen einschließlich Kunst- und Musikhochschulen 
verschiedener Bundesländer ist. 
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2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur  

 
§ 117 BremBG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden, soweit sie in das Beam-
tenverhältnis berufen werden, für die Dauer von drei Jahren zu Beamtinnen und Be-
amten auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorinnen und Juni-
orprofessoren soll mit ihrer Zustimmung im Laufe des dritten Jahres um weitere drei 
Jahre verlängert werden, wenn sie sich als Hochschullehrerinnen oder Hochschul-
lehrer bewährt haben; anderenfalls kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung der 
Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors um bis zu einem Jahr verlängert wer-
den. 3Eine weitere Verlängerung ist abgesehen von den Fällen des § 119 Absatz 3 
und 4 dieses Gesetzes sowie des § 21c Satz 2 des Bremischen Hochschulgesetzes 
nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Einstellung als Juniorprofessorin oder 
Juniorprofessor. 4Die Verlängerung um sechs Monate ist dann zulässig, wenn das 
Beamtenverhältnis auf Zeit zwischen dem 1. März 2020 und dem 30. September 
2020 besteht. 5Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen wird ermächtigt, die Ver-
längerung um höchstens weitere sechs Monate zuzulassen. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzung für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sind 
neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 
2§ 116 Absatz 5 Satz 1 gilt entsprechend. 3Sofern vor oder nach der Promotion eine 
Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbei-
ter oder wissenschaftliche Hilfskraft oder nach der Promotion eine Beschäftigung als 
Lektorin oder als Lektor erfolgt ist, sollen Promotions- und Beschäftigungsphase zu-
sammen nicht mehr als sechs Jahre betragen haben. 4Verlängerungen entspre-
chend der Regelung des § 119 Absatz 3 Nummer 1, 2, 4 und 5 dieses Gesetzes 
sowie des § 21c Satz 2 des Bremischen Hochschulgesetzes bleiben hierbei außer 
Betracht. 5Auf die zulässige Befristungsdauer nach den Sätzen 3 und 4 sind alle 
befristeten Beschäftigungsverhältnisse mit mehr als einem Viertel der regelmäßigen 
Arbeitszeit, die mit einer deutschen Hochschule oder einer staatlichen oder maß-
geblich staatlich geförderten Forschungseinrichtung geschlossen wurden, sowie 
entsprechende Beamtenverhältnisse auf Zeit anzurechnen. 6Das gilt auch für Privat-
dienstverträge, die von einem Mitglied einer Hochschule, das Aufgaben seiner Hoch-
schule selbständig wahrnimmt, zur Unterstützung bei der Erfüllung dieser Aufgaben 
mit aus Mitteln Dritter vergüteten wissenschaftlichen oder künstlerischen Mitarbeite-
rinnen oder Mitarbeitern, Lektorinnen oder Lektoren oder Hilfskräften befristet abge-
schlossen wurden. 
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b) Professur  

 
§ 116 BremBG Professorinnen und Professoren 
(1) Professorinnen und Professoren werden, soweit sie in das Beamtenverhältnis 
berufen werden, zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit oder auf Lebenszeit ernannt. 
(2) 1Professorinnen und Professoren können in das Beamtenverhältnis auf Zeit be-
rufen werden zur Deckung eines vorübergehenden Lehrbedarfs, unter den Voraus-
setzungen des § 18 Absatz 11 des Bremischen Hochschulgesetzes bei Berufung auf 
eine erste Professorenstelle oder aus sonstigen im Interesse der Hochschule liegen-
den Gründen, die eine Befristung nahelegen. 2Die Dauer des Beamtenverhältnisses 
darf fünf Jahre nicht übersteigen. 3Im Fall einer Professur nach § 18a Absatz 1 Satz 
1 des Bremischen Hochschulgesetzes darf die Dauer des Beamtenverhältnisses auf 
Zeit sechs Jahre nicht übersteigen. 4Eine Verlängerung ist abgesehen von den Fäl-
len des § 119 Absatz 3 und 4 dieses Gesetzes sowie des § 21c Satz 2 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Berufung in 
ein Beamtenverhältnis auf Zeit. 5Jedoch ist die Verlängerung bis höchstens zum Er-
reichen des in Satz 2 genannten Zeitraumes möglich, wenn die Zeitdauer des Be-
amtenverhältnisses auf weniger als fünf Jahre festgesetzt worden ist und die für die 
Begründung des Beamtenverhältnisses nach Satz 1 maßgebenden Gründe weiter-
hin bestehen; § 119 Absatz 3 und 4 dieses Gesetzes und § 21c Satz 2 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes bleiben unberührt. 
(3) 1Einstellungsvoraussetzungen sind neben den allgemeinen Voraussetzungen 
mindestens 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung für die Lehre an einer Hochschule, die in der Regel durch 

Erfahrungen in der Lehre, Ausbildung oder Teilnahme an entsprechenden Fort- 
oder Weiterbildungen nachzuweisen ist, 

3. Bereitschaft zur hochschuldidaktischen Fortbildung, 
4. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

Qualität einer Promotion nachgewiesen wird, oder soweit eine Promotion in der 
entsprechenden Fachrichtung nicht üblich oder nicht möglich ist, durch gleich-
wertige wissenschaftliche Leistungen oder besondere Befähigung zu künstleri-
scher Arbeit und 

5. darüber hinaus je nach den Anforderungen der Stelle 
a) zusätzliche wissenschaftliche oder zusätzliche künstlerische Leistungen 

oder 
b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-

cher Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens dreijährigen berufli-
chen Praxis, von der mindestens zwei Jahre außerhalb des Hochschulbe-
reichs ausgeübt worden sein müssen. 

2Der Nachweis der außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübten beruflichen Praxis 
nach Nummer 5 Buchstabe b kann in begründeten Fällen auch dadurch erfolgen, 
dass über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren ein erheblicher Teil der beruf-
lichen Tätigkeit in Kooperation zwischen Hochschule und außerhochschulischer be-
ruflicher Praxis erbracht wurde. 
(4) 1Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 3 Nummer 5 Buch-
stabe a müssen habilitationsadäquat sein und werden in der Regel im Rahmen einer 
Juniorprofessur, eines erfolgreichen Begutachtungsverfahrens und im Übrigen 
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insbesondere im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder 
wissenschaftlicher Mitarbeiter, als Lektorin oder als Lektor im Sinne von § 24 des 
Bremischen Hochschulgesetzes an einer Hochschule oder einer außeruniversitären 
Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätigkeit in der 
Wirtschaft oder in einem anderen gesellschaftlichen Bereich im In- oder Ausland er-
bracht. 2Satz 1 gilt nur bei der Berufung in ein erstes Professorinnen- oder Profes-
sorenamt. 3Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 3 Nummer 
5 Buchstabe a können auch Gegenstand eines Prüfungsverfahrens sein (Habilitati-
onsverfahren). 4Die Qualität der für die Besetzung einer Professur erforderlichen zu-
sätzlichen wissenschaftlichen Leistungen wird umfassend in Berufungsverfahren 
bewertet. 
(5) 1Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erziehungs-
wissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, 
soll nur berufen werden, wer eine dreijährige Schulpraxis nachweist. 2Professorin-
nen und Professoren an Fachhochschulen müssen die Einstellungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 3 Nummer 5 Buchstabe b erfüllen; in besonders begründeten Aus-
nahmefällen können solche Professorinnen und Professoren berufen werden, wenn 
sie die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 3 Nummer 5 Buchstabe a erfüllen. 
(6) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von Absatz 3 Nummer 1 bis 5 und den Absätzen 4 und 5 als Pro-
fessorin oder Professor auch eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene 
Leistungen in der künstlerischen Praxis und pädagogische Eignung nachweist. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 
§ 18a BremHG Verfahren bei verbindlicher Zusage (tenure track) zur Übertra-
gung einer unbefristeten Professur 
(1) 1Die Ausschreibung und Einstellung auf eine Juniorprofessur oder auf eine Pro-
fessur auf Zeit kann mit der Zusage verbunden werden, dass im Falle des Nachwei-
ses herausragender Eignung, Leistung und Befähigung ohne weitere Ausschreibung 
eine Professur im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten An-
gestelltenverhältnis übertragen wird (tenure track). 2Der Nachweis nach Satz 1 er-
folgt im Rahmen einer qualitätsgesicherten Evaluierung. 3Die Hochschule kann zu-
sätzlich eine Zwischenevaluierung vorsehen. 4Die Hochschule entscheidet vor der 
Ausschreibung, ob Ausschreibung und Einstellung mit einer Zusage nach Satz 1 
verbunden werden. 5Die Stellenausschreibung steht in diesem Fall nicht unter Stel-
lenvorbehalt. 6Die Stellenausschreibung für Juniorprofessuren sowie für Professu-
ren mit einer verbindlichen Zusage zur Übertragung einer unbefristeten Professur 
erfolgt mit dem Hinweis auf die verbindliche Zusage und in der Regel international. 
(2) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sowie Professorinnen und Profes-
soren, die vor dem 23. Juni 2017 befristet oder auf Zeit eingestellt wurden, können 
bei Vorliegen im Übrigen gleicher Voraussetzungen in eine Juniorprofessur oder Pro-
fessur nach Absatz 1 einbezogen werden 
(3) Die Besetzung der Juniorprofessuren und Professuren mit verbindlicher Zusage 
zur Übertragung einer unbefristeten Professur erfordert zusätzlich zu den Anforde-
rungen aus § 18 in der Regel die Beteiligung international ausgewiesener Gutachte-
rinnen und Gutachter im Berufungsverfahren und in den Fällen, in denen dies vom 
fachlichen Profil der Professur her geboten ist, auch ausländischer Gutachterinnen 
und Gutachter. 
(4) Soweit in den Absätzen 1 bis 3 nicht anders geregelt, gilt § 18 Absatz 6 bis 10 
und 14 entsprechend. 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 
§ 115 BremBG2 Beamtinnen und Beamte an Hochschulen 
Auf Beamtinnen und Beamte an Hochschulen finden die allgemeinen Vorschriften 
dieses Gesetzes Anwendung, soweit in diesem Abschnitt, im Bremischen Hoch-
schulgesetz oder im Bremischen Gesetz über die Hochschule für Öffentliche Ver-
waltung nichts anderes bestimmt ist. 
 
§ 116 BremBG Professorinnen und Professoren 
(1) Professorinnen und Professoren werden, soweit sie in das Beamtenverhältnis 
berufen werden, zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit oder auf Lebenszeit ernannt. 
(2) 1Professorinnen und Professoren können in das Beamtenverhältnis auf Zeit be-
rufen werden zur Deckung eines vorübergehenden Lehrbedarfs, unter den Voraus-
setzungen des § 18 Absatz 11 des Bremischen Hochschulgesetzes bei Berufung auf 
eine erste Professorenstelle oder aus sonstigen im Interesse der Hochschule liegen-
den Gründen, die eine Befristung nahelegen. 2Die Dauer des Beamtenverhältnisses 
darf fünf Jahre nicht übersteigen. 3Im Fall einer Professur nach § 18a Absatz 1 Satz 
1 des Bremischen Hochschulgesetzes darf die Dauer des Beamtenverhältnisses auf 
Zeit sechs Jahre nicht übersteigen. 4Eine Verlängerung ist abgesehen von den Fäl-
len des § 119 Absatz 3 und 4 dieses Gesetzes sowie des § 21c Satz 2 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Berufung in 
ein Beamtenverhältnis auf Zeit. 5Jedoch ist die Verlängerung bis höchstens zum Er-
reichen des in Satz 2 genannten Zeitraumes möglich, wenn die Zeitdauer des Be-
amtenverhältnisses auf weniger als fünf Jahre festgesetzt worden ist und die für die 
Begründung des Beamtenverhältnisses nach Satz 1 maßgebenden Gründe weiter-
hin bestehen; § 119 Absatz 3 und 4 dieses Gesetzes und § 21c Satz 2 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes bleiben unberührt. 
(3) 1Einstellungsvoraussetzungen sind neben den allgemeinen Voraussetzungen 
mindestens 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung für die Lehre an einer Hochschule, die in der Regel durch 

Erfahrungen in der Lehre, Ausbildung oder Teilnahme an entsprechenden Fort- 
oder Weiterbildungen nachzuweisen ist, 

3. Bereitschaft zur hochschuldidaktischen Fortbildung, 
4. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

Qualität einer Promotion nachgewiesen wird, oder soweit eine Promotion in der 
entsprechenden Fachrichtung nicht üblich oder nicht möglich ist, durch gleich-
wertige wissenschaftliche Leistungen oder besondere Befähigung zu künstleri-
scher Arbeit und 

5. darüber hinaus je nach den Anforderungen der Stelle 
a) zusätzliche wissenschaftliche oder zusätzliche künstlerische Leistungen 

oder 
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b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden in einer mindestens dreijährigen berufli-
chen Praxis, von der mindestens zwei Jahre außerhalb des Hochschulbe-
reichs ausgeübt worden sein müssen. 

2Der Nachweis der außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübten beruflichen Praxis 
nach Nummer 5 Buchstabe b kann in begründeten Fällen auch dadurch erfolgen, 
dass über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren ein erheblicher Teil der beruf-
lichen Tätigkeit in Kooperation zwischen Hochschule und außerhochschulischer be-
ruflicher Praxis erbracht wurde. 
(4) 1Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 3 Nummer 5 Buch-
stabe a müssen habilitationsadäquat sein und werden in der Regel im Rahmen einer 
Juniorprofessur, eines erfolgreichen Begutachtungsverfahrens und im Übrigen ins-
besondere im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wis-
senschaftlicher Mitarbeiter, als Lektorin oder als Lektor im Sinne von § 24 des Bre-
mischen Hochschulgesetzes an einer Hochschule oder einer außeruniversitären 
Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätigkeit in der 
Wirtschaft oder in einem anderen gesellschaftlichen Bereich im In- oder Ausland er-
bracht. 2Satz 1 gilt nur bei der Berufung in ein erstes Professorinnen- oder Profes-
sorenamt. 3Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 3 Nummer 
5 Buchstabe a können auch Gegenstand eines Prüfungsverfahrens sein (Habilitati-
onsverfahren). 4Die Qualität der für die Besetzung einer Professur erforderlichen zu-
sätzlichen wissenschaftlichen Leistungen wird umfassend in Berufungsverfahren 
bewertet. 
(5) 1Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erziehungs-
wissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, 
soll nur berufen werden, wer eine dreijährige Schulpraxis nachweist. 2Professorin-
nen und Professoren an Fachhochschulen müssen die Einstellungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 3 Nummer 5 Buchstabe b erfüllen; in besonders begründeten Aus-
nahmefällen können solche Professorinnen und Professoren berufen werden, wenn 
sie die Einstellungsvoraussetzungen nach Absatz 3 Nummer 5 Buchstabe a erfüllen. 
(6) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von Absatz 3 Nummer 1 bis 5 und den Absätzen 4 und 5 als Pro-
fessorin oder Professor auch eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene 
Leistungen in der künstlerischen Praxis und pädagogische Eignung nachweist. 
 
§ 117 BremBG Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden, soweit sie in das Beam-
tenverhältnis berufen werden, für die Dauer von drei Jahren zu Beamtinnen und Be-
amten auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorinnen und Juni-
orprofessoren soll mit ihrer Zustimmung im Laufe des dritten Jahres um weitere drei 
Jahre verlängert werden, wenn sie sich als Hochschullehrerinnen oder Hochschul-
lehrer bewährt haben; anderenfalls kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung der 
Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors um bis zu einem Jahr verlängert wer-
den. 3Eine weitere Verlängerung ist abgesehen von den Fällen des § 119 Absatz 3 
und 4 dieses Gesetzes sowie des § 21c Satz 2 des Bremischen Hochschulgesetzes 
nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute Einstellung als Juniorprofessorin oder 
Juniorprofessor. 4Die Verlängerung um sechs Monate ist dann zulässig, wenn das 
Beamtenverhältnis auf Zeit zwischen dem 1. März 2020 und dem 30. September 
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2020 besteht. 5Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen wird ermächtigt, die Ver-
längerung um höchstens weitere sechs Monate zuzulassen. 
(2) 1Einstellungsvoraussetzung für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sind 
neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 
2§ 116 Absatz 5 Satz 1 gilt entsprechend. 3Sofern vor oder nach der Promotion eine 
Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbei-
ter oder wissenschaftliche Hilfskraft oder nach der Promotion eine Beschäftigung als 
Lektorin oder als Lektor erfolgt ist, sollen Promotions- und Beschäftigungsphase zu-
sammen nicht mehr als sechs Jahre betragen haben. 4Verlängerungen entspre-
chend der Regelung des § 119 Absatz 3 Nummer 1, 2, 4 und 5 dieses Gesetzes 
sowie des § 21c Satz 2 des Bremischen Hochschulgesetzes bleiben hierbei außer 
Betracht. 5Auf die zulässige Befristungsdauer nach den Sätzen 3 und 4 sind alle 
befristeten Beschäftigungsverhältnisse mit mehr als einem Viertel der regelmäßigen 
Arbeitszeit, die mit einer deutschen Hochschule oder einer staatlichen oder maß-
geblich staatlich geförderten Forschungseinrichtung geschlossen wurden, sowie 
entsprechende Beamtenverhältnisse auf Zeit anzurechnen. 6Das gilt auch für Privat-
dienstverträge, die von einem Mitglied einer Hochschule, das Aufgaben seiner Hoch-
schule selbständig wahrnimmt, zur Unterstützung bei der Erfüllung dieser Aufgaben 
mit aus Mitteln Dritter vergüteten wissenschaftlichen oder künstlerischen Mitarbeite-
rinnen oder Mitarbeitern, Lektorinnen oder Lektoren oder Hilfskräften befristet abge-
schlossen wurden. 
 
§ 119 BremBG Dienstrechtliche Sonderregelungen für das beamtete wissen-
schaftliche und künstlerische Personal an Hochschulen 
(1) 1Für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer (Professorinnen und Professo-
ren sowie Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren) finden die Vorschriften über 
die Laufbahnen und den einstweiligen Ruhestand keine Anwendung. 2Professorin-
nen und Professoren auf Zeit sowie Lektorinnen und Lektoren auf Zeit, Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren sowie wissenschaftliche und künstlerische Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter auf Zeit sind mit Ablauf ihrer Amtszeit entlassen; ein 
Eintritt in den Ruhestand ist ausgeschlossen. 3Die §§ 60, 63 und 67 sind auf Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer nicht anzuwenden; erfordert jedoch der Auf-
gabenbereich einer Hochschuleinrichtung eine regelmäßige oder planmäßige Anwe-
senheit, kann § 60 für bestimmte Beamtinnen und Beamten für anwendbar erklärt 
werden; die Vorschriften über den Verlust der Bezüge wegen nicht genehmigten 
schuldhaften Fernbleibens vom Dienst sind anzuwenden. 4Die Beamtinnen und Be-
amten müssen ihren Erholungsurlaub in der veranstaltungsfreien Zeit nehmen. 
(2) 1Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer können nur mit ihrer Zustimmung 
abgeordnet oder versetzt werden. 2Abordnungen und Versetzungen in ein gleich-
wertiges Amt an einer anderen Hochschule oder einer gemeinsamen Teilkörper-
schaft nach § 13a Absatz 3 des Bremischen Hochschulgesetzes sind auch ohne 
Zustimmung der Beamtin oder des Beamten zulässig, wenn die Hochschule oder 
Hochschuleinrichtung, an der die Hochschullehrerin oder der Hochschullehrer tätig 
ist, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammengeschlossen wird oder 
eine gemeinsame Teilkörperschaft nach § 13a Absatz 3 des Bremischen 
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Hochschulgesetzes gebildet wird. 3Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer kön-
nen auch verpflichtet werden, ihre Lehr- und Prüfungsverpflichtung an einer anderen 
Hochschule oder einer gemeinsamen Teilkörperschaft nach § 13a Absatz 3 des Bre-
mischen Hochschulgesetzes zu erbringen, wenn dies im Rahmen des Zusammen-
wirkens, der Zusammenarbeit oder der Bildung einer Teilkörperschaft nach den §§ 
12, 13 oder 13a Absatz 3 des Bremischen Hochschulgesetzes zur Gewährleistung 
eines gemeinsam veranstalteten Lehrangebots erforderlich ist oder an ihrer Hoch-
schule ein ihrer Lehrverpflichtung entsprechender Lehrbedarf nicht besteht. 4Die 
Sätze 2 und 3 gelten für das übrige wissenschaftliche und künstlerische Personal 
entsprechend. 5Vor Maßnahmen nach den Sätzen 2 und 3 sind die Betroffenen und 
die beteiligten Hochschulen zu hören. 
(3) 1Das Dienstverhältnis von Professorinnen und Professoren auf Zeit, von Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren, von Lektorinnen und Lektoren auf Zeit oder 
von wissenschaftlichen oder künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf 
Zeit ist, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auf Antrag der Beamtin 
oder des Beamten aus den in Satz 2 genannten Gründen zu verlängern. 2Gründe für 
eine Verlängerung sind: 
1. Beurlaubung nach § 62 Absatz 1 Nummer 2 und § 64, 
2. [aufgehoben] 
3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine 

außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaft-
liche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 

4. freiwilliger Wehrdienst oder Bundesfreiwilligendienst oder 
5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Bremischen Elternzeitverordnung 

oder Beschäftigungsverbot nach der Bremischen Mutterschutzverordnung in 
dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist, oder im Rahmen ei-
ner Förderung aus einem überregionalen Förderprogramm statt der Elternzeit 
eine Verlängerung der Qualifizierungsphase um ein Jahr pro Kind und höchstens 
insgesamt 2 Jahre bei zwei und mehr Kindern ab der Geburt oder Adoption in 
Anspruch genommen wird. 

(4) 1Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend im Falle einer 
1. Teilzeitbeschäftigung oder 
2. [aufgehoben] 
3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder Schwer-

behindertenvertretung oder zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 6 des Bre-
mischen Hochschulgesetzes oder § 13 des Landesgleichstellungsgesetzes, 

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. 
2Eine Verlängerung darf den Umfang der Beurlaubung, Freistellung oder Ermäßi-
gung der Arbeitszeit und in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und 
des Satzes 1 die Dauer von jeweils zwei Jahren nicht überschreiten. 3Mehrere Ver-
längerungen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 und Satz 1 dürfen insgesamt die 
Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. 4Verlängerungen nach Absatz 3 Satz 2 
Nummer 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen Verlängerungen zusammentreffen, 
insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. 
 
§ 9 HfÖVG3 Professoren 
(1) 1Die Professoren nehmen die Aufgaben der Hochschule in Wissenschaft, For-
schung und Lehre in ihren Fächern nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstverhält-
nisses selbständig wahr. 2Zu ihren hauptberuflichen Aufgaben gehört es auch, sich 
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an Aufgaben der Fortbildung und Weiterbildung zu beteiligen. 3Im Übrigen ist § 16 
Abs. 2 bis 6 des Bremischen Hochschulgesetzes entsprechend anzuwenden. 
(2) 1Die Professoren werden auf Vorschlag der Hochschule der Senatorin oder dem 
Senator für Inneres und Sport berufen. 2Professorenstellen sind von der Hochschule 
im Einvernehmen mit der nach § 46 Abs. 1 zuständigen Behörde nach § 10 des 
Bremischen Beamtengesetzes auszuschreiben. 3Für das Berufungsverfahren im 
Übrigen ist § 18 des Bremischen Hochschulgesetzes mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden, dass an die Stelle der Berufungskommission der jeweils zu-
ständige Fachbereichsrat tritt. 4Die Berufungsordnung kann vorsehen, dass der 
Fachbereichsrat weitere Mitglieder der Hochschule zu stimmberechtigten Mitglie-
dern der Berufungskommission bestellen kann. 
(3) Die Einstellungsvoraussetzungen für Professoren und deren dienstrechtliche 
Stellung richten sich nach dem Bremischen Beamtengesetz und dem Bremischen 
Hochschulgesetz. 
(4) 1Die Anzeige einer Nebentätigkeit nach § 40 des Beamtenstatusgesetzes ist über 
den Fachbereichsrat zu leiten. 2Der Fachbereichsrat kann zu der Frage Stellung 
nehmen, ob die Nebentätigkeit die Wahrnehmung der dem Professor obliegenden 
Aufgaben beeinträchtigt. 
 
§ 21c BremHG Sonderregelungen für befristete Angestelltenverhältnisse 
1Soweit für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissenschaftliche oder 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach den §§ 23, 23a und 23b sowie 
Lektorinnen und Lektoren, auch soweit sie in der Funktion als lecturer, researcher, 
senior lecturer oder senior researcher beschäftigt werden, ein befristetes Angestell-
tenverhältnis begründet worden ist, gilt § 119 Absatz 3 des Bremischen Beamtenge-
setzes entsprechend. 2Erfolgt für diesen Personenkreis eine Förderung aus einem 
überregionalen Förderprogramm, kann abweichend von Satz 1 auch eine Verlänge-
rung der Beschäftigung um ein Jahr pro Kind und höchstens insgesamt zwei Jahre 
bei zwei und mehr Kindern ab der Geburt oder Adoption vorgesehen werden, wenn 
das Programm diese Möglichkeit eröffnet. 3§ 117 Absatz 1 Satz 2 2. Halbsatz des 
Bremischen Beamtengesetzes gilt entsprechend. 
 
§ 7 BeamtStG4 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-

zes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Gewinnung und Berufung internationaler Professor:innen 
Stand: 14.10.2024  
 

16 
 

(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

b) Besoldung 

 
§ 27 BremBesG5 Grundgehaltssätze der Besoldungsordnungen W und C 
Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung W sind in 
der Anlage 3 und die Grundgehaltssätze und Zulagen der Besoldungsgruppen der 
Besoldungsordnung C sind in der Anlage 10 ausgewiesen. 
 
§ 28 BremBesG Leistungsbezüge in der Besoldungsordnung W 
(1) 1In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach Maßgabe der nachfol-
genden Vorschriften neben dem Grundgehalt Leistungsbezüge vergeben: 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (Berufungs- und Bleibe-

leistungsbezüge), 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nach-

wuchsförderung (besondere Leistungsbezüge) sowie 
3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 

der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung (Funktions-Leis-
tungsbezüge). 

2Leistungsbezüge nach Nummer 1 und 2 können befristet oder unbefristet vergeben 
werden. 3Leistungsbezüge nach Nummer 3 werden für die Dauer der Wahrnehmung 
der Funktion oder Aufgabe gewährt. 4Professorinnen und Professoren, die nach § 76 
die Übertragung eines Amtes der Besoldungsordnung W beantragt haben, können 
aus diesem Anlass in entsprechender Anwendung der Nummer 1 Leistungsbezüge 
gewährt werden. 
(2) 1In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden Leistungsbezüge nach Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 mindestens in Höhe des in der Anlage 3 Nummer 
2 genannten Betrages monatlich sowie unbefristet gewährt. 2Der in Anlage 3 Num-
mer 2 genannte Betrag nimmt an Besoldungsanpassungen teil. 
(3) 1Die nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 gewährten Leistungsbezüge dürfen den 
Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und 
der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, wenn 
1. dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor aus dem Bereich 

außerhalb der deutschen Hochschulen zu gewinnen oder um die Abwanderung 
der Professorin oder des Professors in den Bereich außerhalb der bremischen 
Hochschulen abzuwenden, 

2. die Professorin oder der Professor bereits an ihrer oder seiner bisherigen Hoch-
schule oder Forschungseinrichtung Leistungsbezüge erhält, die den Unter-
schiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und 
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der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen und dies erforderlich ist, um sie oder 
ihn für eine Hochschule im Geltungsbereich des Bremischen Hochschulgeset-
zes oder des Bremischen Gesetzes über die Hochschule für öffentliche Verwal-
tung zu gewinnen oder ihre oder seine Abwanderung an eine andere Hoch-
schule, eine Forschungseinrichtung oder ein Unternehmen zu verhindern. Dies 
gilt gleichermaßen, wenn eine Person als Professorin oder Professor gewonnen 
werden soll, die in einem Unternehmen eine entsprechende Gesamtvergütung 
erhält. 

2Satz 1 gilt entsprechend für die hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter sowie Mit-
glieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Profes-
soren sind. 
(4) Professorinnen und Professoren, die in einem gemeinsamen Berufungsverfah-
ren nach § 20 Absatz 1 des Bremischen Hochschulgesetzes berufen wurden, kön-
nen Funktions-Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Satz 3 für die 
Übernahme von Leitungsfunktionen an einer außerhochschulischen Forschungsein-
richtung gewährt werden, sofern hierfür Mittel Dritter bereitgestellt werden. 
 
§ 30 BremBesG Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
1Das Nähere zur Gewährung von Leistungsbezügen nach § 28 regelt der Senat 
durch Rechtsverordnung; insbesondere sind Bestimmungen 
1. über das Vergabeverfahren, die Zuständigkeit für die Vergabe sowie die Voraus-

setzungen und die Kriterien der Vergabe, 
2. über die Erklärung zur Ruhegehaltfähigkeit gewährter Leistungsbezüge und 
3. über die Teilnahme von Leistungsbezügen an den regelmäßigen Besoldungsan-

passungen 
zu treffen. 2Die Rechtsverordnung kann auch vorsehen, dass an Professorinnen und 
Professoren, die Mittel privater Dritter für Forschungsvorhaben oder Lehrvorhaben 
der Hochschule einwerben und diese Vorhaben durchführen, für die Dauer des Dritt-
mittelzuflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfähige Zulage vergeben wer-
den kann. 3Eine Zulage für Lehrvorhaben darf nur vergeben werden, wenn die ent-
sprechende Lehrtätigkeit nicht auf die Regellehrverpflichtung angerechnet wird. 
4Forschungs- und Lehrzulagen dürfen jährlich die Höhe des Jahresgrundgehalts der 
Professorin oder des Professors nicht überschreiten. 

 
 

1 Bremisches Hochschulgesetz (BremHG) vom 9. Mai 2007, Brem.GBl. S. 339; zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 28. März 2023, Brem.GBl. S. 305. 
2 Bremisches Beamtengesetz (BremBG) vom 22. Dezember 2009, Brem.GBl. 2010 S. 17; zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai 2024, Brem.GBl. S. 268. 
3 Bremisches Gesetz über die Hochschule für Öffentliche Verwaltung (HfÖVG) vom 18. Juni 1979, 
Brem.GBl. S. 233; zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. März 2024, Brem.GBl. S. 133. 
4 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
5 Gesetz über die Besoldung der bremischen Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
(Bremisches Besoldungsgesetz – BremBesG) vom 20. Dezember 2016, Brem.GBl. S. 924; zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. April 2024, Brem.GBl. S. 149. 
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